
ich Ihnen jetzt schon eine Antwort geben, wie die anderen 
399 Kollegen hier im Haus vielleicht entscheiden wollen?

(Frau Dr. Morgenstern, PDS: Welche persönlichen Vorstellun­
gen Sie haben!)

Wir haben doch die Erklärung dort liegen. Ich habe betont, daß 
wir diese Erklärung mit tragen. Das reicht doch.

Frau Zschoche (PDS):

Herr Dr. Steinecke! Sie sind ja ein ganz versierter Wirtschafts­
politiker ...

(Dr. Steinecke, Die Liberalen: Nein.)

Nicht? Aber in Wirtschaftsfragen zumindest bewandert. Ich 
möchte wissen, welchen Grund gibt es, diese für unsere und 
auch Ihre Fraktion so wichtigen Eigentumsverhältnisse nicht in 
diesem Staatsvertrag eindeutig zu fixieren? Das wäre doch die 
Sicherheit gewesen, die Sie heute unserer Bevölkerung hätten 
vermitteln können. Welche Gründe gibt es, daß das jetzt in die­
sem Staatsvertrag noch nicht festgeschrieben worden ist.

Dr. Steinecke (Die Liberalen):

Auch auf die Gefahr hin - da Sie ja neben mir durch den Gang 
getrennt sitzen -, mir Ihren Unwillen für die nächsten Tage ein­
zuhandeln: Frau Kollegin! Hätte Ihre Fraktion - allerdings getra­
gen durch Runde Tische und durch unsere Minister mit in der 
Regierung - nicht diesen unglaublichen Flop zustandegebracht, 
von der sozialistischen Planwirtschaft über die sozialistische 
Marktwirtschaft zur sozialen Marktwirtschaft zu gehen, hätten 
wir ganz gewiß mehr Zeit gehabt, viele Dinge sorgfältiger zu re­
geln.

(Beifall vor allem bei der Koalition)

Zimmermann (CDU/DA):

Herr Abgeordneter Steinecke! Sehen Sie in der Schaffung die­
ses Gesetzes mit mir die Möglichkeit, den Bürgern der Region 
Bitterfeld, dieses ökologischen Katastrophengebietes, endlich 
eine lebenswerte Welt zu schaffen?

Dr. Steinecke (Die Liberalen):

Herr Zimmermann! Wir leben beide in diesem Gebiet. Wir wis­
sen beide, wovon wir reden. Wir waren beide dort, und wir sind 
dort noch in Verantwortung. Eine Gesundung der Region Bitter­
feld ist mit der Kraft der DDR nicht möglich. Es war mit der Kraft 
der DDR möglich, dieses Gebiet in den Zustand zu bringen, in 
dem es jetzt ist.

(Beifall vor allem bei CDU/DA)

Herr Zimmermann! Ich sehe nur eine Chance, und deshalb 
sind wir ja im Wahlkampf gemeinsam erst gegeneinander, aber 
in der Sachfrage immer miteinander aufgetreten, indem wir ge­
sagt haben: Bitterfeld ist ein Problem, genau wie andere Regio­
nen, z. B. Espenhain usw., das der Hilfe Europas bedarf. Aber da­
zu, Herr Zimmermann, müssen wir zu Europa gehören.

(Beifall vor allem bei CDU/DA und DSU) 

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gestatten Sie noch eine Anfrage?
(Dr. Steinecke, Die Liberalen: Nein, danke. Das waren jetzt 

drei.)

Tut mir leid, Herr Nooke. Ich bitte nun von der Fraktion DBD/ 
DFD die Abgeordnete Frau Karin Bencze.

Frau Bencze für die Fraktion DBD/DFD:

Frau Präsidentin! Werte Damen und Herren Abgeordnete! Ich 
hoffe, es ist kein Omen, daß bisher keine Frau gesprochen hat, 
daß daraus ein Rückschluß zu ziehen ist auf den Staatsvertrag. 
Aber unsere Fraktion hat bereits in der 1. Lesung zum Staatsver­
trag darauf hingewiesen, daß spezifische Interessen der Frauen 
und Familien und die noch in der Regierungserklärung zugesi­
cherten Rechte der Frauen nicht für wert befunden wurden, ge­
nannt und festgeschrieben zu werden.

Die in Artikel 19 zu findende Formulierung besagt aus unserer 
Sicht, daß die Hälfte der Bevölkerung - und das sind wir Frauen 
nunmal - der Integration und der solidarischen Hilfe bedarf. Da­
gegen verwahren sich viele Frauen, die gleichgestellt und 
gleichberechtigt unter den Bedingungen der Marktwirtschaft 
ihr Leben gestalten wollen. Deshalb erachten wir es für notwen­
dig, daß bei der Aushandlung eines zweiten Staatsvertrages die 
Gleichstellung von Frau und Mann als garantiertes Recht, der 
Schutz der Frauen und Kinder sowie ein Förderungsangebot von 
Ehe und Familie, welches sich in der BRD aus dem Artikel 6 des 
Grundgesetzes ableitet, verankert werden.

Die Reaktion der Regierung zur Sicherung des Erhalts von 
Kinderbetreuungseinrichtungen bis zur Errichtung von Län­
dern betrachten wir als ersten Schritt im Interesse junger Fami­
lien und Alleinerziehender. Aber die Angleichung uns vorliegen­
der Gesetzentwürfe, die Frauen und Familien betreffen, an das 
geltende Recht in der Bundesrepublik bringen nicht in jedem 
Fall Verbesserungen. Daher erachten wir es als notwendig, die 
gesamte Arbeits- und Sozialgesetzgebung umsichtig und über 
einen längeren Zeitraum hinweg unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichstellung von Mann und Frau gegenseitig anzupassen. 
Deshalb lassen Sie mich auf einige aus unserer Sicht wichtigen 
Aspekte kurz eingehen.

Gleichstellung heißt für uns, daß sowohl Frauen als auch Män­
nern die Freiheit der Wahl zwischen Familie und/oder Beruf er­
möglicht wird. Als problematisch sehen wir für Frauen die vor­
gesehene rentenrechtliche Regelung; denn für sie sind 45 Versi­
cherungsjahre kaum zu erreichen. Deshalb stehen wir für die 
Herabsetzung der Versicherungsjahre für Frauen auf 40 Jahre,

(Beifall bei PDS, DBD/DFD und Bündnis 90/Grüne)

den Erhalt der Anrechnung von Ausbildungszeiten als versiche­
rungspflichtige Zeiten und für den Erhalt des Rentenzurech­
nungsjahres pro Kind, um Frauen, die das Babyjahr nicht neh­
men konnten oder nicht genommen haben, nicht zu benachteili­
gen.

Darüber würden sich sicher auch die Frauen der Bundesrepu­
blik freuen ebenso auch über eine generelle Festschreibung des 
Renteneintrittsalters für Frauen mit 60 Jahren.

Für unverzichtbar halten wir das Festhalten am Recht der 
Frau über selbstbestimmte Schwangerschaft.

(Vereinzelt Beifall bei PDS)

Trotz der dazu in der Regierungserklärung getroffenen Aussa­
gen sind viele junge Frauen über die derzeit kontrovers geführte 
Diskussion für eine gesamtdeutsche Regelung beim Schwanger­
schaftsabbruch beunruhigt.

Der Demokratische Frauenbund Deutschlands hat deshalb die 
Einsetzung eines deutsch-deutschen Gremiums zur Erarbei­
tung von Regelungen zum Schwangerschaftsabbruch vorge­
schlagen, welches mehrheitlich von Frauen besetzt sein soll und 
Frauenorganisationen und -verbände beteiligt. Da hier unseres 
Erachtens Handlungsbedarf besteht, möchte ich diesen Vor­
schlag wiederholen zur Aufnahme in Verhandlungen über einen 
zweiten Staatsvertrag.

Wir sehen auch die Notwendigkeit sozialer Absicherung für 
unsere Bürger nicht nur durch Arbeitslosenunterstützung, son­
dern auch durch die Sozialhilfe. Die mit dem Sozialhilfegesetz 
angestrebten Regelungen beinhalten unserer Meinung nach die

585


